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schiedensten Lebensbereichen. Eın Bereich, 1n dem sS1e
Francıs Morrisey 1ın wirkungsvoller Weıse angewandt werden können,

1St der Bereich der Gerichtshöte un! -verfahren, indem
Dıie Vertahrens- und örtlichen Gerichten erlaubt wiırd, Entscheidungen

treffen, dıe unmıiıttelbar ausführbar sınd, un:! ındemVerwaltungsreform der Bischöfe eıner Region oder eınes Territorıums ermäch-
nachkonzıliaren Kırche tıgt werden, eigene Vertahrensnormen der besonderen

Mentalıtät des betreffenden Gebietes entsprechend
entwickeln, Wahrung der Grundrechte der

Studiert I1a nachkonzıilıare Schriften den VCI- Gläubigen auf gesetzliche Anerkennung ıhres Rechts-
schiedensten Aspekten des Lebens der Kırche, stößt STAatus
INnan gelegentlich auf Begriffte WI1eEe «Subsıidıarıtät», Die Notwendigkeıt der Dezentralisierung und bes-
«Kollegialıtät», Partiızıpation» un Ühnliche. Diese SCI angepafßter Verfahrensnormen 1St ım etzten Jahr-
Begriffe werden dabe1 in verschiedenem Sınne VCI- zehnt ımmer deutlicher un:! unabweiısbarer geworden.
wendet, ohne ıne Definition dazu gegeben ware. Eıne wachsende Anzahl VO  > Fällen 1St VOT den Ge-
Um ıhre Bedeutung verstehen, mu( autf die richtshöfen anhängıg gemacht worden. /war handelt
Konzilstexte zurückgreifen, die gleichsam die Quellen sıch be] den meılsten Ehenichtigkeitserklärun-

gCN, doch oibt darunter auch ıne überraschendefür ınn und Verwendung der betreffenden Ausdrücke
sınd Anzahl VO  e Fällen, be1 denen Konflikte VOIl

So verwendet das Konzıl den Begritf «Subsidiarıtät» Rechten geht, dıe nunmehr durch verwaltungsgericht-
beispielsweise be1 dreı Gelegenheiten* un! gibt ıhm lıche Urgane und ordentliche Gerichtsbehörden gCIC-
dabei unterschiedliche Bedeutungen : Rückgriff eıner gelt werden.
untergeordneten Körperschaft autf außerhalb ihrer ber die Dezentralisierung und flexiblere Handha-
selbst stehende Autorıitäten ZUur Behebung eines ıhr 1Nn- bung VO  3 Normen hinaus halten WIr auch tür NOTL-

newohnenden Mangels, wobe!] ıhr jedoch das Recht wendi1g, dafß unserer gegenwärtigen gesetzlichen Rege-
Jeibt, Entscheidungen treffen, die auf ihrer eigenen lung VO Verfahren eın Geilst eingeflößt wiırd.
Ebene in ANSCIHNCSSCHCI Weıse getroffen werden kön- Dıie nregung diesem Gedanken entnehmen wır
NCI1, aber auch 1mM Sınne VO Dezentralisierung VO der Ansprache, die aps Paul VI selbst Januar

19/1 das Personal der Sacra Romana Rota richtete,Autoriıtät un! Machtbetugnis. Ahnliches gilt auch für
den Begriff der Kollegialität, der heute für gewöhnlich un:! be1 der die Aufmerksamkeit seıner Zuhörer auf
nıcht 1Ur ZuUur Charakterisierung der Rolle der als KOr- die Tatsache enkte, dafß «CS leider wahr ISt, da{fß dıe

Kirche bei der Ausübung ıhrer Macht 1m Laute derperschaft tatıg werdenden Bischöfe, sondern auch für
einen Vorgang, be] dem viele Personen 1M Interesse des Jahrhunderte VO  z} den Gesetzgebern des bürgerlichen
Gemeinwohles zusammenarbeıten, gebraucht wird. Rechtes ZEW1SSE ernste Unvollkommenheiten über-

Diese beiden Realıtäten oder besser gEeESaAgTt Ver- OINmMMeEeN hat, Ja O: Methoden, die 1mM wahren und
haltensweıisen oder Haltungen die letztlich autf das eigentlichen Sınne des Wortes ungerecht N,
Konzıl zurückgehen, tinden Anwendung in den Ver- mındest objektiv gesehen.»“ Diese Anerkennung der
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Tatsache, ın der Ausübung der richterlichen (Ge: das geistliche Wohl der Gläubigen nıcht berührt»“*.
alt Ungerechtigkeiten oder ungerechte Methoden Damıt wırd klar, dafß ine S1Ce betreffende Gesetzge-
vorkommen, hat ıne Anzahl Kırchenrechtler dazu bung außerhalb des Bereiches der bischöflichen Dis-
bewogen, Eınsatz aller Kräfte die ertorderlichen pensgewalt liegt. Folglich sınd selt dem Konzıil n  u
Untersuchungen anzustellen un für die Abstellung W1e vorher Bischöfe nıcht ermächtigt, VO  - den allge-
dieser Mängel SOTSCNH, sobald S1C eiınmal iın ANSCMCS- meınen Normen der Kırche in dieser Hınsıicht dis-

Weıse identifiziert sınd. och geht der apst be1 pensieren oder S1e 1n ıhrer Geltung einzuschränken.
anderen Anlässen ın seiınem Bestreben, die Autmerk- Die Apostolische Konstıitution «Regıiminı Eccle-
samkeıt auf solche Mängel Jenken, noch weıter. So s12e Unıiversae» VO August 1967/ übertrug die
hat Paul VI selit apst ISt, 1n der Tat wıederholt se1- Überwachung der ordnungsgemäfßen Rechtsspre-
HNCN Absıcht Ausdruck gegeben, eın auf der Lehre ba- chung VOoO  a} der Sakramentenkongregation aut den
sierendes Kirchenrecht bekommen, zeEe1g- Obersten Gerichtshof der Apostolischen Signatur”.
net ISt, «das Werk des Geilstes vertiefen», un! nıcht Künftighin mussen daher 1 Regelfalle Vertahrens-
11UTr das bürgerliche (Gesetz dieses oder jenes Landes weisen und Gerichte betreffende Normen VO  e} dieser
widerspiegelt. Körperschaft festgesetzt werden.

Unter Berücksichtigung dieser vier Punkte: Not- In derselben Konstitution wurde 1ne 7zwelıte Abtei-
wendigkeit einer Dezentralisierung, Flexibilität der lung der Apostolischen Sıgnatur errichtet, die als Ver-
Normen, Abbau VO  o Ungerechtigkeiten, Vorberei- waltungsgericht dienen und be] Mifständen Abhilfe
tung eines Gesetzes, das auf der Grundlage der Lehre schaften soll, WEeNN einmal alle anderen Miıttel dUSSCc-
steht und nıcht nach dem Vorbild e1nes einzelnen SC- schöpft sınd. Das Wr 1nNe außerst bedeutsame Neue-
setzgeberischen Systems geformt 1sSt soll 1M tolgen- LUNg, die ıIn manchen Fällen sehr gyunstige Auswirkun—den versucht werden, einıge der hauptsächlichsten gCh gezeıtigt hat
AÄnderungen untersuchen, die selıt dem Zweıten Va- Am 28 Aprıl 19/0Ö genehmigte der Rat für ÖOffent-
tikanıschen Konzıl In die gesetzliche Verfahrensrege- liche Angelegenheıiten der Kıirche dıe Anwendung
lung eingeführt worden sınd. Anschließend sollen die provisorischer Normen für Eherechtsfälle 1n den Ver-
Entwürfe für die vorgeschlagene LNCUC gesetzliche Ver- einıgten Staaten VO  =t Amerika®. Diese als «Amerıcan
tahrensregelung geprülft werden. In eiınem dritten Teıl Procedural Norms» bekanntgewordenen Normen
wollen WIr dann dre1 besondere rechtliche Einzelsitua- sınd 1973 ın ıhrer Gültigkeıit verlängert worden und
tionen betrachten, dıe heute bewältigen oilt Und noch einmal 1m Jahre 1974, als hre Gültigkeıit auf —_

schließlich möchten WIr einıge persönliche Anregun- bestimmte Dauer verlängert wurde, das heißt bıs das
SCH geben für ine weıtere Überprüfung uUuLNscerTer der- 1NCUEC Vertahrensrecht iın Kraft trıtt. Wäiährend der gle1-
eıt geltenden Gesetzgebung. Es versteht sıch VO  5 chen eıt wurden den Bischotskonterenzen von An
selbst, dafß der Spielraum dieser Untersuchung den stralıen, Belgien, England un Wales gleiche ME

Luxus eıner 1n die Tiete gehenden Untersuchung der Normen zugestanden. uch für Kanada wurden 19/4
einzelnen Themen, die hıer behandelt werden sollen, besondere Normen erlassen.
unmöglıch macht. Diese Gewährung VO  5 OoOndernormen stellte WEeIl-

tellos eınen wichtigen Schritt ın der Reviıdierung des
Vertahrensrechtes dar Sıe entsprach Vorschlägen, dieÄnderungen ım Verfahrensrecht seıt dem Zweit_en VO  e} den Bischotskonterenzen gemacht worden IlyVatikanum zab den Bischöten dıe Befugnis, allgemeıne kırchliche

Be1 eıner Anzahl VO Anlässen sınd selt Abschlufß des Normen den speziellen Bedürtnissen bestimmter Ge=-
Zweiten Vatiıkanıschen Konzıls Bestimmungen des biete anzupassen, un! tührte damıt 1ne Art Dezentra-
Vertahrensrechtes entweder für dıe Gesamtkirche oder lısıerung 1m gerichtlichen Vertahren eın
ür einzelne Länder un: Territorien revidiert worden. Am 758 Dezember 1970 yab die Apostolische Ö1-
Wır wollen eınen kurzen Überblick über die erfolgten gynatur ein Rundschreiben mıt Normen für interdiö ze-
Überprüfungen geben und dabe auf iıhre jeweıls be- Sancdc, regıonale oder interregionale Gerichtshöte her-
sonderen Eıgentümlichkeiten autmerksam machen. aus”, «nıicht ın der Absicht, alles sıch ziehen»®,

Das Motu ropr10 «De Ep1scoporum muner1ıbus» sondern den Gerichtshöten überall ıIn der Kırche hilf-
VO: Junı 1966, das sıch mıt der Dispensgewalt der reich beizustehen. Diese Normen empfahlen dıe Za
Bıschöfte befaßt, hat vertahrensrechtliche Bestimmun- sammenlegung VO  3 diözesanen Gerichtshöfen,
sCH ausdrücklich AaUus dem Bereich dieser Gewalt her- möglıch ware, AT Sıcherung eıner besseren un:! quali-
dusgenOomMMEenN, <da S1Ee DA“ Wahrung un: Verteidigung fizıerteren Dienstleistung. Zugleich ehielt sıch die
Von Rechten erlassen sınd un 1ne Dispens VO  > ıhnen Apostolische Sıgnatur das Recht VOT, die Gerichtshöte
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ZUr Zusendung VO  } Kopıen iıhrer Entscheidungen Z.U) einem richtigen, aber unkomplizierten Vertahren
Zwecke der Überprüfung veranlassen. Streiıtigkeiten lösen, ohne dabe!1 ın Jlangwierige und

In diesem Dokument haben WIr posıtıve un: NCSA- kostspielige Gerichtsverfahren hineingezogen Wer-
t1ve Aspekte. Eın regionaler Gerichtshof 1st zweıtellos den
eın Übungsfeld für die Kollegıalıtät. (Ganz allge- eıtere Verfahrensänderungen wurden durch die
meın gyarantıert ıne qualifiziertere Rechtspflege, Instruktion «Dispensationıis matrımon11 ratı» der
un! seıne Entscheidungen bılden iıne Hılfe für andere Sakramentenkongregation VO März 19/2 einge-
Gerichtshöfe. Andererseıts aber zentralisiert das 71- führt!>. Dieses Dokument ezieht sıch ‚WarTr spezıell
tierte Dokument ın grofßem Umfang alle MIt gerichtli- auf Fälle niıchtvollzogener Ehen, tührte aber wichtige
chen Entscheidungen zusammenhängenden Dınge be1 Anderungen hıinsıchtlich des Gebrauchs mechanischer
der Apostolischen Sıgnatur un: aßt dabej kaum noch Mıttel der Autzeichnung, des Glaubwürdigkeitszeug-
einen Spielraum für indıvıduelle Behandlung oder iıne nısses ust ein. So rachte beispielsweise auch durch
Berücksichtigung okaler Gewohnheiten. Ebenso die Autorisierung VO  5 Diözesanbischöfen, aus eıgener
droht S WEn dieses höchste Gericht 1n eıner aUuUSs- Inıtıatıve solche Fälle untersuchen, eın weıteres
schließlich richterlichen Weıse tatıg wiırd, einıge der Element der Vereinfachung un: Dezentralisierung.
Formalıtäten des bürgerlichen Rechtes verewıgen, W)as Motu ropr10 «Cum matrımon1alıum» VO

auf die eben schon hingewiesen wurde. September 197314 erweıtert die Hauptvorschriften
Eıne Vielzahl bedeutsamer Änderungen des all- VO  =) «(Causas matrımon1ales» mıt d€l'l ertorderlichen

gemeınen Vertahrensrechtes der Kırche ın der nach- Anpassungen auf die oriıentalıschen Kirchen.
ronziliaren Epoche in dem Motu propri0 «Cau- Das VOrerst letzte Dokument, das gesetzgeber1-
S\dS5 matrımon1ales» VO März enthalten. sche Änderungen für das allgemeine Verfahrensrecht
Dieses Dokument modiıtiziert ıne Reıihe VO  m} Vor- enthält, 1St dıe Normenıinstruktion der Glaubenskon-
schriften des allgemeıinen Rechtes. Dıie wichtigste die- gregation über das Privileg der Glaubensfälle?>.
SCT Anderungen W ar die Vereinfachung des Appella- Diese gesetzgeberischen Texte, die über eıinen elt-
tionsverfahrens be1 Ehenichtigkeıitställen. Das MEE 1 AaUIN VO  e zehn Jahren erschienen sınd, suchen dem
Gesetz hat fterner einıge Kompetenzbereiche der (G@- Bedürfnis einer Vereinfachung der Gerichtsvertahren
richtshöfe erweıtert, ındem die Gerichte ermächtigt, ın der Kıirche steuern ber s$1e eisten 1ın der Art und
anhängıge Fälle schneller behandeln. Weıse iıhres Vorgehens L1ULT Stückwerk, ohne sıch Unl

Man hatte gehofft, dieses Dokument werde diejen1- iıne generelle Überprüfung oder Untersuchung der
SCH zufriedenstellen, die nach eıner Vereinfachung der Gesamtgesetzgebung emühen. Das hingegen
Vertahrensnormen riefen, doch entsprach das Ergeb- sollte die Aufgabe der Kommissıon ZUTr Überprüfung
N1s nıcht gerade den Erwartungen. Wiährend die Lat- des Codex se1ın, dıe auch mıt der Aufgabe, 1ne NECUC

sächlichen Vereinfachungen dankbare Aufnahme fan- Verfahrensgesetzgebung für die Gesamtkirche OrZUu-

den, wünschten manche Biıschofskonferenzen, da dıe bereıten, betraut worden 1St Im weıteren wollen WIr
ıIn allen Fällen obligatorische zweıtinstanzliche Ent- die VO  e} iıhr bisher erarbeiteten Ergebnisse betrachten.
scheidung abgeschafft werden sollte

Andererseits 1St selt der Veröftentlichung des Motu
propri0 ıne Reihe restriktiver Interpretationen SaAN-

n Anderungsvorschläge der Codex-Kommuission für
das VerfahrensrechtSCH oder gegeben worden, da{fß damıt auch einıge der

Vereinfachungen, dıe das LICUC (esetz enthalten haben Zwel Dokumente, die sıch direkt mıt der rage des
mochte, weggefallen sind !® Vertahrensrechtes befassen, sınd bıs heute VO  3 der

Mıt dem Oktober 1971 genehmigte das Staats- Codex-Kommission herausgegeben worden. Das CT -

sekretarıiat für dıe Vereinigten Staaten VO  3 Amerika die STC, das 19/7) die Bischotskonferenzen versandt
Praxıs des «Due Process» oder der Konziliations- un:! wurde, legte den ext VO  5 anones über Verwal-
Schiedsverfahrensnormen**. Ahnliche Normen WU[L- tungsverfahren VOr Das 7zweıte VO November
den auch für Bayern ın Betracht gezogen”“. Dieses 1976 enthielt dıe 449 anones (einschliefßlich
Dokument sollte gegebenentalls als Grundlage tür die über Verwaltungsverfahren)17 Wır wollen kurz über
Errichtung einer Unterkommuissıon innerhalb jeden dieser Texte referieren.
der päpstlichen Kommıuissıon für die Überprüfung des
Codex Iurıs Canonicı dienen mıt der Aufgabe, Ver- Verwaltungsverfahrenwaltungsverfahren innerhalb der Kırche untersu-
chen. Das «Due Process»-Dokument befähigte DPerso- Kurze eıt nach der Anerkennung der «Iue Pro-
NCN, die sıch seiner Normen bedienen gedachten, 1n cess»-Normen für die Vereinigten Staaten 1m Jahre
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DIE VERFAÄAHRENS- UND RA TE  SREFOR DE NACHKÖO  RET  REN KIRCHE

1971 erhielten die Bischöte den ext MIt dem VOLSC- 3arztliche Atteste) Zeugenaussagen gegenüber den
schlagenen Vertfahren für Fälle, 1n denen 111  - Vorrang erhalten haben ; 1ne Gleichstellung VO  .

den EindruckXhatte, dafß Rechte betroffener Ehebandverteidiger un Advokat:;: dıe Möglichkeıit E1-
Personen verletzt selen. Im Bereich jeder Bischofskon- HCGN: muündlichen Diskussion VO  > Fällen ; die Sanatıo
ferenz konnten eın oder mehrere Verwaltungsge- VO  $ Verfahrensmängeln durch Rıchterspruch un! —

dere mehr. och das sınd wahrscheinlich 1Ur Einzel-richtshöte errichtet werden ZAUDEE Untersuchung VO  i

Appellationen Entscheidungen, die VO  a Trägern heiten In eiınem Gesamtbild.
kirchlicher Autorität in außergerichtlichem Zusam- Das Prinzıp der Subsidiarıtät 1M Sınne VO  e Dezen-
menhang gefallt worden tralısıerung tehlt 1n dem Entwurft tast vollständıg. ar

Wenn dieses Dokument einmal bestätigt un! DIrÖ- sächlich bleibt den Bischofskonferenzen 1LL1UT sehr
mulgıert ISt; wırd einen Ausgleıich schaften tür eınen nıg eıgene Entscheidung. Das Vertahren 1St weıtestge-
ernsten Mangel 1M derzeıt geltenden kirchlichen hend zentralisiert der Möglichkeit eventueller
Recht, das ür alle praktischen Belange kaum Eınsprü- Berufungen die römiıschen Gerichte Ent-
che eventuelle außergerichtliche Entscheidun- scheidungen nıederer Gerichtshöte. Es esteht aller
CIl kirchlicher Oberer vorsah. Grund anzunehmen, daflß dieses Dokument iın 839105

chen Ländern auf Opposıtion stofßen wırd, da be-

Das formale Verfahren reıits gewäahrte Indulte iınhaltliıch nıcht berücksichtigt.
Das 1St recht bedauerlich. Denn WEEeNNn der NECUEC Codex

[)as zweıte, 1m Spätjahr 1976 versandte Dokument Iurıs Canonıicı nach seiner Promulgierung als ohne Be-
scheıint In der gesetzlichen Verfahrensregelung eiınen ZUS 7/\ 050 Wirklichkeit betrachtet wird, leidet die
Rückschritt darzustellen. Es 1St der Entwurt eıner Glaubwürdigkeıt der Kırche als BaNZCI darunter, da

Gesetzgebung, dıe das bisherige Viıerte Buch des hre Rechtsordnung weder den Erklärungen un:! den
Codex revidiıeren ll Wiährend den größten Teil polıtischen Zielsetzungen ıhrer tührenden Männer
der durch «(CCausas matrımon1ales» autorisierten Ver- entspricht noch den Bedürtnissen der e1lt gerecht
einfachungen berücksichtigt, versaumt G die iın den wırd. Es bleibt aufrichtig hoffen, dafß ernsthafte
etzten Jahren die verschiedenen Bischofskonteren- Anstrengungen ZUr UÜberprütung des Entwurtes —

ZCM CEISANSCHEMI partiıkulären Indulte In ıhrem Inhalt TNOMMeEN werden, damıt besser dem Durchbruch
berücksichtigen. entspricht, den WIr inzwischen 1n der Kıirche und ıhren

Der Entwurftf ll z1iemlıch ausnahmslos die zı vıl- Außerungen gelernt haben
rechtlichen Perspektiven des Codex beibehalten mıiıt
1Ur geringfügigem oder al keinem ezug auf dıe dok- EL Anwendungen der Prinzıpien des erneuertien
trınale Grundlage des Rechtes selbst. So werden be1- Verfahrensrechtesspielsweise Ehesachen immer noch 1mM Rahmen der
Streittfälle aufgeführt, be1 denen eınen Konftlikt Gut 1St eın Verfahrensrecht, WenNn und sOWeılt seiner
VO  3 Rechten geht, während doch ın der Praxıs ın den Rolle, Rechte schützen, entsprechen kann. Die gC-
weıtaus meılsten Fällen keın Konflikt VC)  S Rechten VOI- genwärtige Gesetzgebung wırd eiınem ernsthaften
lıegt, sondern LLUT das Verlangen, ine Nichtigkeıitser- Hındernıis für die Erreichung dieses Zıeles ; sıe muß
klärung erlangen, WE die Ehe tatsächlich ungultıg überprüft un:! kritisch betrachtet werden. SO x1bt
WAar heute iıne Anzahl VO  . Fällen, 1ın denen das Verftfahrens-

Das Dokument sıeht ferner für Frauen keiınen Zan- recht, w 1e uns vorliegt, offenbar nıcht oder MNUr

San wichtigeren Funktionen 1mM gerichtlichen Be- mM ı1t oroßen Schwierigkeıiten seıner spezifischen Rolle
reich VT Vermutlich dem Einflufß des bürgerli- gerecht werden kann. Dreı VO  ; diesen Fällen sollen ım
chen Rechtes verschiedener Länder sollen anones folgenden niäher untersucht werden.
über die Fürsorge für die Kınder un: dle Fortführung
anhängiger Rechtställe nach dem Tod eınes der beiden Moralıische GewißheitTeıle beigefügt werden. Ebenso soll die Gültigkeıit VO  _

Entscheidungen noch weıthın abhängıg leıben VO  =) In eiınem ZuL publiızıerten Schreiben dıe Sacra ota
dem Datum VO Oktober 1947 hat sıch Pıusder Gültigkeıt vorgeschriebener Prozeßakten un: der

Begleitdokumente. X ausführlich mM1t der Frage nach der moralischen
Gewißheıt un: dem Konftlıikt auseinandergesetzt, derDamıt oll nıcht ZESAQL se1n, da{ß keıine posıtıven

Punkte ın dem System väbe. So tinden WIr be1- sıch ergeben kann, WE sıch eın Rıchter bewulst wiırd,
da{fß «Cr die moralische Gewißheıit hinsichtlic derspielsweıse : ıne Umkehrung ıIn der Rangfolge der

Beweıse, insotfern dokumentarısche Beweismiuttel (wıe Wahrheit des ZUT Diskussion stehenden Sachverhaltes
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hat, ALa zugleich 1ın seıner Ei'genschaft als Rıch- Um 1ın gezielterer Weise ıhren 7wecken dienen,
ter dieselbe objektive Gewißheit auf der Grundlage der sollte die geplante NECUEC Verfahrensgesetzgebung 1n e1-
gesetzlichen Verfahrensregelung bestreitet» Pıus MGT: möglichst allgemeıinen Weıse tormuliert werden
XC erklärte, einen solchen Konflikt dürte man nıcht un: damıt den einzelnen Bischofskonterenzen das
entstehen lassen, der Rıchter musse vielmehr-zu eıner Recht eingeräumt werden, S1E in geeıgneter Weiıse
weıteren und gCNAUCIECN Untersuchung des betretfen- zuwenden. Gerade das schlägt die Codex-Kommis-
den Falles schreıten. Dıiıeser Punkt verursacht heute S10n für andere Bereiche der Gesetzgebung VOT, IWa
noch Schwierigkeıten. Wır stehen immer noch wel tür die Gesetzgebung für die Ordensgemeinschatten.
Extremen gegenüber : eiıner sklavıschen Befolgung der
Vertahrensnormen oder ihrer vollständigen Ignorıe- Duie Verantwortung für Entscheidungenrung 7Zweıtellos liegt die Lösung ırgendwo 7zwıschen
beiden Haltungen. och kann die rage gestellt WCI- Eın dritter Bereich, der ın der Kırche heute Besorg-
den, ob keine anderen Wege AL Siıcherstellung der nıssen Anlafß o1bt, hängt damıt z  INCNH, da{fß 1mM
Rechte der Betrotfenen oibt Falle vieler Verwaltungsmafßnahmen der Obere nıcht

Wırd der moralıschen Gewißheıit das höhere (Se- verpflichtet ISt, Rechenschaftft über seıne Entscheidun-
wicht zugesprochen, bedeutet dies, dafß die (ze- gCnh geben, obwohl diese oft endgültig sınd un: —
richtshöte iın der Lage seın mussen, ıhre Suche nach nıg reale Möglıchkeıit für iıne Berufung bieten.

Verfahrenslösungen für schwierige Fälle tortzu- Die Errichtung der 7zweıten Sektion der Apostoli-
SCEIZCN ; solche schwıerigen Fälle sınd wa die Anwen- schen Sıgnatur Im Jahre 1967 ZUr Beilegung VO  } «Stre1-
dung der Normen für dıe Vorladung eınes Beklagten, tigkeiten, dıe A4AUS der Ausübung kirchlicher Admiıinı-
dessen Auftenthalt völlig unbekannt ISt ; dıe Annahme strationsgewalt entstanden un! durch Eınlegung eınes
VO Fällen, 1ın denen keine anderen Beweıismuittel VOI- Einspruches oder eiıner Beschwerde VOT s1e gebracht
lıegen als die Aussagen des Klägers, der seınerseıts worden sind» *7, hat bereits iıhren Wert und ıhre Be-
glaubwürdig 1St die Untersuchung VO  e Fällen, be1 de- deutung Beweiıs gestellt. Die regulär veröffent-
nen vorhandenes arztliches Belegmaterıal nıcht Ireige- iıchten Entscheidungen dieser zweıten Sektion lassen

erkennen, dafß iın eiıner Vielzahl VO  e} Fällen die Rechtegeben iSt: oder Wenn Zeugen die Mitwirkung verwel-
STa der Klageführenden nıcht berücksichtigt worden
Eın ernNeuUeEertESs Verständnis der betreffenden (zeset- BOMN; un: wurden die Entscheidungen der betretten-

zesvorschriften wırd heutzutage 1n den Gerichtshöten den Behörden aufgehoben. Ya in eıner Anzahl VO  .

einem Teıl der Verfahrenspraxıs, wenngleıch das Fällen wurden OB Entscheidungen VO  - Behörden
Gesetz selbst dıe Fakten ormell nıcht angfkapnt hat des Heılıgen Stuhles aufgehoben.

Dıie Möglıchkeıt, ine Verwaltungsentscheidung in
rage stellen oder S$1e überprüft bekommen, hebt
die gesetzgeberischen Rechte eines Bischofs nıcht autfNiıcht-richterliche Entscheidungen Sıe besagt NUrT, da{fß Entscheidungen mıiıt größerer Sorg-

Überdies sch Ir u11l heute eiınem weıteren . sehr CI1I1- talt getroffen werden un! für eiınen größeren Schutz
sten Problem genüber: der oroßen Anzahl nıcht- der Rechte aller Beteiligten SOrgCn mussen.
richterlicher Entscheidungen oder Lösungen w 1e s1e Tatsächlich hat allein schon die Exıstenz dieses Ge-
sıch entweder dann ergeben, WCINNN unmöglich ist, richtshotes und seın Wirksamwerden manche Inhaber
ıne richterliche Entscheidung erlangen, oder WEeNnNn kirchlicher Aufotitat dazu gebracht, Vertahrensnor-
sıch dıe Betroffenen dafür entscheiden, die VOrsc- INCN, dıe befolgt werden mussen, namentlich 1n Fällen,
schriebenen Formalıtäten ıgnorleren. och die ın denen dle Aufhebung oder Einschränkung
steigende Anzahl VO  S Fällen, die auf diese Weıse hre VO  =) Rechten geht, gebührend ZUrFr Kenntnıis neh-
Lösung fiınden, 1sSt kennzeichnend für 1ne recht ernstie 1891488 Hıer lıegt indessen noch 1ne kleine Schwier1g-
Sıtuatıion. keıt. Inzwischen 1st für Amtsträger bisweilen

Wenn den Bischöfen verschiedener Gebiete dıe (S2- schwier1g geworden, schnelle Entscheidungen ZUr: Re-
nehmigung erteılt ISt, Verfahrensnormen vorzubereiı- gelung anstehender Fälle treffen. Kirchliche Behör-

den werden nıcht selten durch iıne bürokratische Pro-ten, die spezıell ın iıhren eıgenen Bereichen Anwen-
dung tinden können, können WIr dadurch möglı- zedur gelähmt, dl€ bisher nıcht ımmer erforderlich
cherweise manche uUu1ls derzeıt belastende Hındernisse W alr Mıt der eıt wırd sıch jedoch ohl eın glücklicher
überwinden un: kommen damıt diıe age; in vielen Ausgleich 7zwischen den beiden Extremen tinden.
dieser Fälle richterliche Entscheidungen herbeizutfüh- Die Betrachtung dieser dreı Einzelpunkte führt uns

ren der Erkenntnis, da{fß WIr durchaus bessere gesetzli-
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DIE VERFAHRENS- UND VERWALITUNGSREFORM DiiR NACHKONZILIAREN KIRCHE
che Verfahrensregeln haben könnten, d1e zugleich die Entsprechend sollte auch kirchlichen Rıichtern eın
Rechtspflege siıcherstellen und die Rechte der Gläubi- größerer Ermessensspielraum be] der Entscheidung
SCH schützen. Im vierten Teıl unNnserer Untersuchung VO  3 Rechtställen eingeräumt werden, dafß s1e ihre
sollen einıge AÄnderungen betrachtet werden, die MOg- Entscheidungen auf anerkannte Juristische Prinzıpien
lıcherweıse ın Vertahrensrecht eingebaut werden tutzen können, ohne ständıg autf eınen approbierten
könnten, ıhm be] der Bewältigung eıner Reihe VO  5 Kanon zurückgreıfen mussen.
Bedürfnissen UNSSCFrET heutigen eıt eb ch se1n. Die Kırche könnte unschwer Rechtsgewohnhei-

ten bestimmter Länder anerkennen. Es lıegt klar autf
der Hand, da{ß allgemeingültige Vorschritten eınes (3e-Anregungen für Anderungen ım Verfabrensreébt SELZES nıcht ımmer der Mentalıtät der Bevölkerung e1-

[a offenbar das heute geltende Verftfahrensrecht der nes bestimmten Gebietes entsprechen. So könnten be1-
Kırche 1n mancher Hınsıcht Mängel aufweiıst, ergıbt spielsweise die gewohnheıitsrechtlichen Praktiken iın
sıch dıe Erage, welche nregungen machen waren, Atrıka üblicher Eheschließungen in eiınem gewissen

den Bedürfnissen der Gläubigen besser AaNZUDAS- Umfang anerkannt werden für dıe «der allgemeıinen
SCI1 Ansıcht der Menschen» gemäße Bestimmung des Au-

Eın erster Schritt bestände darın, da{fß INa  $ sıch genblickes, 1ın dem die Kırche das Sakrament der Ehe
ine klare Scheidung der Interessensphären VO  =) Staat als unautlösliche Realıtät betrachtet*®. [)as Vertah-
un Kırche bemüht, daf kırchliches Recht AUS- rensrecht würde dann diese wichtigen Realitäten in
schließlich dem geistlichen Wohl der Gläubigen dienen Rechnung stellen haben Die Bischöfte eines Terr1-
könnie tor1ums oder eıner Regıion könnten 1ın eınem kollegia-

Kirchliches Recht sollte nıcht auf dem Rechtssy- len Akt die allgemeingültigen (sesetze konkreten S1-
SsStem einer einzelnen Tradıtion oder Region basıeren, tuatıonen
sondern ganz auf die spirıtuellen Ziele der Kirche aUuSs- Kirchliches Recht sollte ın seıner Formulierung
gerichtet se1n. Raum für künftige Entwicklungen lassen. 7weıtellos

Jeglicher Rechtsvorgang sollte 1mM Zusammen- sınd WIr dank der Vorausschau ZuL organısıerter Ge-
hang mıiıt dem Suchen nach Wahrheıit stehen und nıcht richte eın Stück weıt gekommen. och sollte

sehr auf ine Beilegung VO  - Rechtskonflikten hın- kiırchliches Recht nıcht sıch selbst den Auftrag geben,
zielen. Die Anerkennung der Wahrheıt sollte be1 jeder alle Möglichkeıiten vorauszuschauen.
Sachlage vorrangıg se1n; und eın künstlicher gerichtli- Die Kirche sollte sıch dafür offen alten, eınen
cher Apparat sollte 1ın diesem Zusammenhang keinen größeren Gebrauch VO  ) verwaltungsrechtlichen und
Raum bekommen. Die Gerichtshöfe sollten nıcht 1ın summarischen Vertahren be] der Beilegung VO  S Streit-

tällen machen. Andererseıts sollte s1e sıch nıchtErSTter Lıinıe mıt Fragen der Gültigkeit oder Ungültig-
keıt individueller Vertahrensakte betafßt werden. sehr die bıs 1Ns einzelne gehenden Formalıtäten des

Das (esetz sollte MECUEC Präsumptionen hinsicht- geltenden un! des 1mM Entwurt vorgesehenen küniftigen
ıch der Vertrauens- un: Glaubwürdigkeıit der Antrag- Rechtes klammern.
steller einführen, oder sollte zumındest solche —_ FEıne der wichtigsten AÄnderungen wuürde Wel-
rückweisen, d1e augenscheinlich erkennen lassen, dafß tellos darın bestehen, 1in unserem gegenwäartıigen
INan ıhr Wort nıcht für bare Muüunze nehmen darf 7u Rechtssystem vorgefundene Ungerechtigkeıiten be-
einer Zeıt, 1n der 1n den meılsten Ländern sıch Men- seıtigen. Solche Ungerechtigkeiten wuürden beseıitigt,
schen L1UTI ihrer persönlıchen Gewissensruhe, ohne wenn INan beispielsweise den Richtern durch Re-
da{fß ırgendeine zivilrechtliche Folge mıt der iırchli- spektierung der Meınung der Mınoriıtät gestatten
chen Entscheidung verbunden ware, die Gerichts- würde; VO  } der Unterzeichnung eines Urteıls abzuse-
höte der Kırche wenden, sollten WIr den Mut der hen, das S1e 1mM Gewiıssen nıcht akzeptieren können :
Voraussetzung haben, da{fß s1e Glaubens andeln ındem INa  ; für Parteıen, die S1e ıhren eigenen 7wek-
und iıhren Aussagen folglich orößeres rechtliches (Z€- ken gebrauchen wollen, den Zugang den Akten e1l-
wicht beiımessen. 15 Streitfalles einschränkt; un: Z drıtten, indem

Ferner mu{(ß erwähnt werden, da{fß im Verfahrens- INa  - Frauen gestattel, be1 Gerichtsbehörden tatıg
recht iıne stärkere Anwendung des Prinzıps der se1n, da doch für ıne Kırche, die dıe Gleichheıt ıhrer
Gleichheıit vorzusehen ware. Den Gerichtshöten sollte Glieder verkündet, die gegenwärtıge Diskrimimierung
eın orößerer Spielraum gegeben werden, damıt s1e die vollständig unakzeptabel ist ; Z vierten, ındem INa

konkreten Umstände des FEinzelfalles besser in Rech- Eheftäille Aaus dem rein gerichtlichen Zusammenhang
Nung stellen können (zum Beıispiel iın Fällen VO  e Vor- herausnımmt, da{fß der Kläger einıge Chaneen hat e1-
taäuschung VO  3 Tatsachen). He Beklagten gegenüber, der gestört 1sSt oder jede
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Mıiıtwirkung ablehnt un:! daraut aus IST, die Verfahren Wıe Pıus XII teststellte, 1ST die richterliche Gewalt
unbegrenzt hinzuziehen Z fünften, iındem I1a den C1iMN wesentliches Element und E unverzichtbare

Funktion der Kirche** Und Paul VI erklärte SCiINerVerteidiger des Ehebandes nıcht verpiflichtet,
1Ne Entscheidung Einspruch erheben, der PCI- Ansprache VO Januar 1969 die Sacra Rota, der
sönlich Es gyabe noch CIr Punkte, die pastorale Dıienst des Rıichters Wahrheit
anzuführen il; doch sınd dies NUur Hınweıse auf Weiısheıt Gerechtigkeıit un:! christlicher Klugheıt SC-
das, W as dieser UÜberschrift beachten WAaic Ua werden“* Die gesetzliche Ordnung wiırd beste-

hen aufhören, WeNnNn SIC sıch oslöst VO (elst des
Evangelıums, theologische Erkenntnisse 19NOFIEAbschließende Zusammenfassung oder dıe Gewissensbildung erstickt

Diıeser UÜberblick über die nachkonziliare Gesetzge- Der e20ı der C1iMN kluges und WC15C5 Gericht beseelt,
bung hat mehrere zentrale Punkte gekreıist Wır darf keıin Geılst des Juridismus SCIMN, mu{ vielmehr
haben uns gefragt, ob d1e HGUC Gesetzgebung der VO ausgehen «VON dem innersten Wesen des Men-
Konzıl ausgelösten ewegung Lreu bleibt In An- schen»
zahl VO Fällen mufte dıe AÄAntwort NCSALLV lauten Wır och liegt CI Janger Weg VOT uns WECNN WITL das

Ideal (Gesetzes erreichen wollen, das freı 1ST VO  5haben andererseıts gesehen, verschiedenen Fäl-
len die Errichtung der 7weıiten Sektion der Apostoli- der Herrschaft weltlicher Rechtsvorstellungen und
schen Signatur 11n möglıche Abhilfte willkürli- stärker das Evangelıum der Erlösung ausstrahlt“> Viel
che Entscheidungen kırchlicher Autorıitäten darstellte 1ST worden och dürten WITL nıcht A4US den Au-
Wır erwähnten ferner, da{ß der vorgelegte Neuentwurt sCH verlıeren, W as tun Jeıibt, dem Volk (ottes
des (Gesetzes über Verwaltungsgerichte den Gläubigen C1iMN Rechtssystem geben, das Rechte schützt
leichter zugängliche Miıttel ZUuUr Erlangung VO Ent- un! zugleich damıt SC1IM ZEISLIYES Wohl un! Wachstum
scheidungen un:! Schlichtungen anbiletet Ördert
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